
Anfrage  Datum Nummer 
öffentlich 21.06.2023 F0209/23 

Absender 
 

 

Fraktion GRÜNE/future! 
 

 

Adressat  
  
Oberbürgermeisterin  
Frau Simone Borris 
 

 

Gremium Sitzungstermin 

Stadtrat 22.06.2023 

 

Kurztitel  
 
Arbeitsfähigkeit der Sozialverwaltung verbessern 

 

 

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, 

Aktuell sind viele Stellen in der Sozialverwaltung der Landeshauptstadt Magdeburg nicht 
besetzt. Es ist davon auszugehen, dass dies neben anderen Faktoren, wie z.B. die verzögerte 
Auszahlung von dringend benötigten Sozialleistungen, zu einer erhöhten Belastung der 
Mitarbeiter*innen führt und in der Folge möglicherweise dann auch zur weiteren Ausfällen.  

Wir fragen daher an: 

1. Wie hoch war der Krankenstand in den einzelnen Bereichen des Dezernates V, konkret 
aufgelistet nach Abteilungen bzw. Sachgebieten in den Jahren 2020 bis 2023? 

2. Wie hoch war und ist hierbei der Anteil der Langzeiterkrankten? 

3. Wie hoch war und ist der Anteil der Belastungs- bzw. Überlastungsanzeigen innerhalb der 
Abteilungen beziehungsweise Sachgebiete? 

4. Was und wie hoch war die Fluktuationsrate im Dezernat V, unterteilt nach Abteilungen und 
Sachgebieten? 

5. Gibt es Unterschiede zu den anderen verschiedenen Organisationseinheiten innerhalb der 
Verwaltung der Landeshauptstadt Magdeburg bezogen auf das Jahr 2022? 

6. Lassen sich aus diesen Zahlen Schwerpunkte der Arbeitsbelastung identifizieren und wenn 
ja, welche sind dies? Welche Maßnahmen wurden ergriffen, um diese Belastungen 
abzustellen oder zu minimieren? 

7. Wie viel Tage dauert im Durchschnitt die Neubesetzung einer frei gewordenen oder 
unbesetzten Stelle, aufgeschlüsselt nach Abteilungen, im Dezernat V der Landeshauptstadt 
Magdeburg? 

8. Gab es Versuche, freie Stellen eventuell temporär durch externe Arbeitskräfte aufzufüllen 
beziehungsweise externe Personaldienstleister*innen bei der Besetzung von Stellen mit 
einzubeziehen? 

 
Um kurze mündliche und ausführliche schriftliche Beantwortung der Fragen wird gebeten.  
 
 
 
 
Matthias Borowiak  
Stadtrat  
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